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Die Kosten trägt - manchmal - die

staatskasse

Hinweise zur Prozeßkostenhilfe und Beratungshilfe

Martina Weber

rozeßkostenhilfe (PKH) soll auch

Peiner wirtschaftlich schlecht ge-
stellten Person die gerichtliche

Durchsetzung eines Rechtes oder die
Rechtsverteidigung ermöglichen.Sieist
damit Ausprägung des Sozialstaats- und
des Rechtsstaatsprinzips. °

Beratungshilfe ist dagegeneine finan-
zielle Unterstützungfür die rechtliche Be-
ratung und anwaltliche Vertretung außer-
halb eines gerichtlichen Verfahrens.

Prozeßkostenhilfe

PKH kann gewährt werden für das Ver-
fahren vor Zivilgerichten, in der Zwangs-
vollstreckung, vor Arbeits-, Patent-, So-
zial- und Finanzgerichten, vor Ver-
waltungsgerichten einschließlich eines
gegebenenfalls vorgelagerten Wider-
spruchsverfahren (wenn dies nicht wie bei
den Verfahren nach dem Sozialgesetz-
buch ohnehin nichts kostet), in Ent-

schädigungssachen sowie in Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
(das sind vor allem Vormundschafts-,

Grundbuch-, Nachlaß- und Register-
sachen).

Antragsberechtigt sind Deutsche, Aus-
länderInnen und Staatenlose sowohl auf
der klägerischen als auch auf der Be-
klagtenseite.
PKH wird unter drei Voraussetzungen

bewilligt:
1. Die/der AntragsstellerIn kann die Ko-
sten der Prozeßführungnicht odernurin
Raten bezahlen,

2. die beabsichtigte Prozeßführung ist
nicht mutwillig und
3. die beabsichtigte Rechtsverfolgung
oder Rechtsverteidigung bietet hinrei-
chende Aussicht auf Erfolg.

Die Prozeßkosten

Ob die/der AntragsstellerIn die Kosten
der Prozeßführung bezahlen kann,rich-
tet sich nach deren/dessen persönlichen
und wirtschaftlichen Verhältnissen. Hier-
für muß zunächst das monatliche „einzu-
setzende Einkommen“berechnet werden.
Ausgangspunktsind die monatlichen

Einnahmen.Hierzu gehörenalle Einkünf-
te in Geld oder Geldeswert wie Einnah-

menausselbständiger oder nichtselbstän-
diger Arbeit, 1/12 des Urlaubs- und des
Weihnachtsgeldes, Kinder- und Wohn-
geld, Sozialhilfe, darlehensweises Unter-

haltsgeld oder Ausbildungsförderung,re-
gelmäßige Zahlung der/des Unterhalts-
pflichtigen zur Finanzierungeines Studi-
ums.
Von diesem Einkommensind abzuzie-

hen:
° die aufdas Einkommenentrichtete Steu-
ern (auch Kirchensteuern),

e Sozialversicherungsbeiträge sowie an-
dere Versicherungsbeiträge, soweit diese
gesetzlich vorgesehen oder angemessen
sind,

e die mit der Erzielung des Einkommens
notwendig verbundenen Ausgaben,z. B.

Fahrtkosten zum Arbeitsplatz,
e Kosten für Miete einschließlich der
Nebenkosten,
e Freibeträge:für die/den AntragstellerIn
und Ehemann/Ehefrau je DM 639,-, für

jedeN aufgrund gesetzlicher Unter-
haltspflicht UnterhaltsberechtigteN je
DM 450,- (diese Beträge werdenjährlich
zum 1.7. neu festgelegt) sowie
e Beträge für besondere Belastungen an-
dererArt, z. B. Kreditraten.

Nicht absetzbarsind solche Aufwen-
dungen,die in krassem Mißverhältnis zu
den Einkommens- und Vermögensver-
hältnissen stehen oder ohne Notin Kennt-
nis des bevorstehenden Prozesses ge-
macht wordensind.

Derso errechnete Betragergibtdas ein-
zusetzende Einkommen. Aufder Tabelle
im Kastenist abzulesen, welche Monats-

rate sich bei welchem einzusetzenden
Einkommenergibt. Beträgt der Restbe-
trag DM 30,- oder weniger, dann wird

PKH ohne Ratenzahlung bewilligt, be-
trägt er z. B. DM 98,-, dannist eine Mo-

natsrate von DM 30,- festzusetzen. Es
können mindestens fünfund höchstens 48
Monatsraten festgelegt werden.
Wenn nach bisheriger Berechnung

PKH in Betracht kommt,ist zu prüfen,

ob es der/dem AntragstellerIn zuzumuten

ist, ihr/sein Vermögen einzusetzen. Zum
einzusetzenden Vermögen gehören dann
Rechtsschutzversicherungenoder Rechts-

schutz durch MieterInnenverein oder Ge-

werkschaft, gespartes Geld (die/der

AntragstellerIn darfDM 4.500,- für sich

abziehen sowie weitere DM 500,— für
jede unterhaltene Person), geldwerte Sa-
chen, Rechte und Forderungen, wobei

einsetzbar nur das ist, was in angemesse-

ner Zeit durch Veräußerung oder Belei-
hung in Geld umgesetzt werden kann.
Hierzu gehören nicht: ein eigengenutz-

tes angemessenes Hausgrundstück, Haus-
rat, gängige Gegenstände der Berufsaus-
bildung und Berufsausübung.
Obwohl die genanntenVoraussetzun-

gen erfüllt sind, wird PKH dennochnicht

bewilligt, wenn die voraussichtlichen
Kosten der Prozeßführung vier Monats-
raten nach der Tabelle und den aus dem
Vermögen einzusetzenden Betrag nicht
übersteigen.

Mutwillige Rechtsverfolgung?

Weiter darf die Rechtsverfolgung nicht
mutwillig erscheinen. PKH wird nur be-
willigt für solche Verfahren,die eine „ver-

ständige vermögende Person“in gleicher
Weise betreiben würde. Mutwillig ist z. B.
die Klage auf Zahlung einer Forderung,
die die/der Klagegegnerln nicht bestrei-
tet; hier reicht ein Mahnverfahren aus.

 Hinreichende Erfolgsaussicht

Schließlich muß das beabsichtigte Verfah-
ren Aussicht auf Erfolg haben. Beantragt
die/der KlägerIn PKH,so ist zu prüfen,
ob sich aus dem Klageantrag die begehr-
te Rechtsfolge ergibt und ob die klage-
begründenden Tatsachen unter Beweis
gestellt werden.

Fordert die/der Beklagte PKH an, dann
muß die Klageerwiderung dazu geeignet

sein, den schlüssig dargelegten klägeri-
schen Anspruch durch abweichenden
Tatsachenvortrag unter Beweisantritt aus-
zuräumenoder einzuschränken. Dabeiist
eine eingeschränkte rechtliche Prüfung
vorzunehmen. Wenn entscheidungs-
erhebliche Rechtsfragen höchstrichterlich
nicht geklärt sind, muß nach Ansicht des

Bundesverfassungsgerichtes PKH bewil-
ligt werden. In Fällen, in denen wegen

umstrittenerTatsachenbehauptungeneine
Beweisaufnahmedurch Vernehmung von
ZeuglInnenerforderlich ist, darf eine vor-
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weggenommene Beweiswürdigung nicht

stattfinden. Die Klage hat dann für beide
Seiten Aussicht auf Erfolg, beide könn-
ten PKH erhalten. Wenn Klage oder
Klageerwiderung nurteilweise Aussicht
auf Erfolg haben, wird nurfür diesen Teil
PKH bewilligt. Es ist ratsam, möglichst
früh PKH zu beantragen, entscheidendist
nämlich die Einschätzung im Zeitpunkt
der Bewilligung, die sich im Verlaufei-
nes Schriftsatzwechsels zuungunstender/
des AntragsstellerIn ändern kann.

Antrag und Verfahren

Fürjedes Verfahren, für das um PKH er-
sucht wird, ist der Antrag neuzustellen,
da jedesmal die Erfolgsaussicht der Sa-
che zu prüfen ist. Antragsformulare gibt
es bei den Geschäftsstellen der Ge-

Kosten entsprechend aufgeteilt. Wenn
die/der PKH-Berechtigte den Rechtsstreit
gewinnt, zahlt die/der ProzeßgegnerIn
alle Kosten,verliert die/der PKH-Berech-

tigte, dann werden von der Staatskasse

jedochnichtalle Kosten des Rechtsstreits
gezahlt, sondern nur die Gerichtskosten
und die Anwaltskosten der/des PKH-Be-
rechtigten. Nicht gezahlt werden die Aus-
gaben für die Rechtsverteidigung der
Gegenseite.
Wird PKH abgelehnt, so kann dagegen

Beschwerdeeingelegt werden. Allerdings
ist die Abweisung des Antragsein star-
kes Indiz für die Erfolglosigkeit der
Rechtsverfolgung. Wird ein Anspruch im
Klageweg geltend gemacht, so sollte
überdacht werden, ober hinreichend be-
gründetist; im Fall der Rechtsverteidi-

 richte oder bei RechtsanwältlInnen.
Der Antrag ist bei dem Gericht zu
stellen, das überdasstreitige Verfah-
ren entscheidet oder entscheidensoll.
Für eine mögliche Verbindung von

PKH-Antrag und Klageantrag gilt
folgendes: PKH kannbeantragt wer-
den für eine Klage,die erst nach der

Bewilligung bei Gericht eingereicht
wird. Zu erwägenist aber auch eine
Verbindung von PKH-Antrag und
Klage: Es kann gleichzeitig eine
wirksame Klageschrift und ein PKH-
Antrag eingereicht werden. Die
Wirksamkeit der Klageschrift kann
aber auch von der Bewilligung der
PKH abhängig gemacht werden:
Die/der KlägerIn kann die Klage-
schrift unter der Bedingung einrei-
chen, daß sie nur für den Fall einge-
reicht sein soll, daß PKH bewilligt

wird. Damit ist es möglich, die Er-
folgsaussichten für das eigene Be-
gehren auszuloten, ohne dafür Ko-
sten aufzubringen.
Vor der Entscheidung überBewilligung

der PKH ist der/dem GegnerIn des
Rechtsstreits Gelegenheit zur Stellung-
nahmezurErfolgsaussicht der Klage oder
der Verteidigung zu geben; von der per-
.sönlichen und wirtschaftlichen Situation
erhält die/der ProzeßgegnerlIn aber keine
Kenntnis.

 
Entscheidung und Folgen

Für den Fall der Bewilligung entfällt auch
die Vorschußzahlung, die sonst an die
Gerichtskasse geleistet werden muß, be-
vor die Klageschrift der/dem Klagegeg-
nerIn zugestellt wird. Weiter müssen auch
keine Vorschüsse für die Ladung von
ZeuglInnengeleistet werden.

Wennsich die persönlichen oder wirt-
schaftlichen Verhältnisse der/des Antrags-
stellerIn verändern, wird die PKH den
neuen Umständen angepaßt.

Die Kosten des Rechtsstreits trägt

grundsätzlich, wer in der Sache unterliegt;
bei teilweisem Unterliegen werden die
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gungsollte erwogen werden,den von der/
dem KlagegegnerIn geltend gemachten

Anspruchanzuerkennen. Nach Versagung
des PKH-Antrags kann auch ein neuer
Antrag gestellt werden, aber nur bei Vor-
trag neuer Gründe.

PKH im Strafprozeß

Die Kosteneines Strafverfahrensträgt bei
Verurteilung der Angeklagte, im Fall ei-

nes Freispruchsdie Staatskasse.
PKH-antragsberechtigt ist nur die/der

NebenklägerIn: Mit einer Nebenklage

kann sich neben der öffentlichen Klage
durch die Staatsanwaltschaft dem Straf-
prozeß anschließen, wer durch bestimm-

te Straftaten verletzt wurde, namentlich

Sexualdelikte, Ehrdelikte, Straftaten ge-
gendie körperliche Unversehrtheit sowie
einige Delikte gegen die persönlicheFrei-
heit. Berechtigt sind weiter die Eltern,

Kinder, Geschwister und der Ehemann/

die Ehefrau eines/einer durcheine rechts-
widrige Tat Getöteten.

Recht >
Die/der NebenklägerIn kann den Prozeß
z. B. durch das Rechtauf ununterbroche-
nen Anwesenheit in der Hauptverhand-
lung und das Beweisantragsrecht beein-
flussen. Für NebenklägerInnen wird PKH
für die Hinzuziehung eines Anwalts/ ei-
ner Anwältin bewilligt, wenn die Sach-
und Rechtslage schwierigist, der/die Ver-
letzte seine/ihre Interessen nicht selbst
ausreichend wahrnehmen kann oderihr/
ihm das nicht zuzumutenist. Hinsichtlich
der persönlichen und wirtschaftlichen
Verhältnisse gelten die besprochenenVor-
schriften der Zivilprozeßordnung. Die
Entscheidung über die Bewilligung von
PKH ist unanfechtbar.

Wer zum Anschluß als NebenklägerIn
berechtigtist, kann sich auch — anstatt sich

mit einer Nebenklage dem Verfahren an-
zuschließen — des Beistands einer An-
wältin/ eines Anwalts bedienen oder
sich durchsie/ihnvertreten lassen. Der
Beistand darfwährend derVernehmung
der/des Verletzten anwesendsein, kann
unzulässige Fragen beanstanden und
den Ausschluß der Öffentlichkeit be-
antragen. Für die Bewilligung von PKH
für den Beistand gelten dieselben Vor-
aussetzungen wie für die Bewilligung
von PKH für Nebenklage.

Beratungshilfe

Beratungshilfe wird gewährt fürzivil-,
verwaltungs-, verfassungs-, sozial- und
arbeitsrechtliche Angelegenheiten so-
wie für Rechtsproblemeaus den Berei-
chendesStrafrechts und des Ordnungs-
widrigkeitenrechts.
Der Antrag auf Beratungshilfe kann

beim Amtsgericht oder bei einer/m
Rechtsanwältln gestellt werden. Bera-

tungshilfe erhält, wer nach seinen/ih-
ren persönlichen und wirtschaftlichen
Verhältnissen dieerforderlichen Mittel

nicht aufbringen kann. Dies ist dann der
Fall, wenn die/der Ratsuchende nach den
erläuterten Berechnungsvorschriften
PKH ohne Ratenzahlung beanspruchen
könnte. Weiter darf dem/der Ratsuchen-

den keine andere Möglichkeit zur Verfü-
gungstehen, deren Inanspruchnahmezu-

mutbarist. Schließlich darf auch hier die
beabsichtigte Wahrnehmung der Rechte
nicht mutwillig sein. Liegen diese Vor-
aussetzungen vor, dann stellt das Amts-

gerichteinen Berechtigungsschein für Be-
ratungshilfe aus. Mit diesem kanndie/der
Ratsuchendeeine/n AnwÄltIn nach Wahl

konsultieren,die/der gesetzlich zur Be-ra-
tungshilfe verpflichtet ist, wenn nicht im
Einzelfall wichtige Gründe entgegenste-
hen. Der anwaltliche Honoraranspruch
gegen die Ratsuchenden beträgt
DM 20,-. Wird der Antrag auf Bera-
tungshilfe abgelehnt, kann dagegen Er-
innerung eingelegt werden.
Martina Weberist Rechtsreferendarin
in Frankfurt am Main.
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